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In den vergangenen zwei Jahren fand eine 
wahrliche Stafette der linken Wahlho!-
nungen statt. In Europa wurde nach den 
großen sozialen Mobilisierungen 2010 bis 
2013 eine lange Reihe von Kandidaten 
(Alexis Tsipras, Jeremy Corbyn), Parteien 
(Izquierda Unida, Syriza, Podemos) und 
Ländern (neben Griechenland und Spa-
nien auch Portugal) zum Ho!nungsträger 
für schnelle Veränderung. Die Notwendig-
keit einer Verschiebung institutioneller 
Krä"everhältnisse und die Ein#ussnahme 
auf politische Entscheidungen im Rahmen 
der parlamentarischen Demokratie liegen 
auf der Hand. Ebenso die Notwendigkeit, 
dass linke Bewegungen, Initiativen und 
institutionelle Akteure produktiv zusam-
menarbeiten, um einen Politikwechsel 
einzuleiten. Doch sind die großen Ho!-
nungen auf den institutionellen Weg be-
gründet? Können Parteien und Wahllisten 
den Protest der Bewegungen in ein alterna-
tives gesellscha"liches Projekt verwandeln 
und mittels Beteiligung an den Instituti-
onen der repräsentativen Demokratie die 
Austeritätspolitik stoppen, so wie sie es 
beanspruchen? Welche Schlüsse können 
aus den Erfahrungen in Griechenland und 
Spanien bezüglich der „Verdichtung“ in der 
Parteiform und des Verhältnisses von Be-
wegungen und Parteien gezogen werden?

Die großen sozialen Mobilisierun-
gen der vergangenen Jahre waren durch 
Praktiken direkter Demokratie und der 
Ablehnung der liberalen Demokratie und 

Parteien geprägt. „Ihr repräsentiert uns 
nicht“ schallte es millionenfach von den 
Straßen (Azzellini 2013; Sitrin/Azzellini 
2014). Die neuen Bewegungen zeigten 
eine ungeheure schöpferische Fantasie 
und Kreativität, experimentierten mit 
neuen Praktiken und Organisationsfor-
men, entwickelten jedoch keine Form der 
Organisierung des Protests in einem gesell-
scha"lichen Alternativprojekt. Der Fokus 
linker Aufmerksamkeit verschob sich zu-
nehmend auf die institutionalisierte Poli-
tik. Zwar sind die Bewegungen nicht völlig 
verschwunden, sondern di!undierten in 
konkrete Projekte in Nachbarscha"en und 
Arbeitsstätten (Azzellini 2014; Sitrin/Az-
zellini 2014). Doch aus dem Blickfeld der 
Medien sind sie damit genauso herausge-
rückt, wie aus dem derjenigen, die nicht 
direkt involviert sind.

Während und im Anschluss an die 
großen Bewegungen drängten zahlreiche 
linke AutorInnen darauf, die Bewegun-
gen müssten sich in Parteien verwandeln 
bzw. mit linken Parteien verbünden. Die 
Verdichtung von Politik erfolge in der 
Partei (Porcaro 2011; 2013; Rehmann 
2013; Wainwright 2012). Der Vorschlag 
ist weder überraschend noch originell. Die 
Parteiform wird von ihren AnhängerIn-
nen in jeder Situation als richtige Antwort 
gehandelt, auf die Schwäche der Linken, 
wie auch auf ihre Stärke, auf fehlende wie 
auf massive soziale Mobilisierung. Die 
Vorschläge, wie die „verdichtende Partei“ 
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aussehen soll, sind dann auch meist nicht so 
neu. Sei es die autoritäre Variante mit „rela-
tiv eng gestrickte[n] Führungsgruppen, die 
zuweilen oligarchisch oder halb-autoritär 
regredieren mögen“ (Porcaro 2011); oder 
die Partei mit der Strategiebildung auf der 
Grundlage der Überwindung von „sozia-
len und kulturellen Spaltungen zwischen 
und innerhalb der subalternen Klassen“ 
(Rehmann 2013). Beides ist angesichts 
dessen, was die neuen Bewegungen aus-
zeichnet, schwer vorstellbar.

Es sind aber auch neue Parteien und 
Wahlinitiativen mit ganz anderen An-
sprüchen und Vorstellungen entstanden, 
gegründet von BewegungsaktivistInnen – 
vor allem im spanischen Staat. In Madrid 
etwa gehörten der eher autonome post-
operaistische Verlag samt Buchhandlung 
Tra!cantes de Sueños, die noch vor drei 
Jahren Parteien oder Wahlpolitik katego-
risch ablehnten, zu den treibenden Krä"en 
bei der Gründung der lokalen Wahlliste 
„Ganemos Madrid“ und schließlich der 
breiteren Liste „Ahora Madrid“, welche 
die neue Bürgermeisterin stellt: Manuela 
Carmena. Es ist zweifellos eine Zeit politi-
scher Rekon!guration. So ist auch Antonio 
Negri (2015), der vor nicht allzu langer Zeit 
noch den „Exodus“ aus der Gesellscha" 
propagierte, nun plötzlich auf dem entge-
gengesetzten Pol wiederzu!nden und will 
Europa mit einer Front von Antiausteri-
tätsparteien umkrempeln.

Doch ein genauerer Blick auf die „gegen-
wärtig relativ erfolgreichen Linksparteien“ 
(Rehmann 2013) o#enbart wenig Grund 
zur Ho#nung. Die Wahlergebnisse bleiben 
fast immer weit hinter dem zurück, was die 
Tiefe der Krise und die Verschlechterung 
der Lebenssituation erwarten ließen. So 
beruht die Hoffnung auf Veränderung 
letztlich darauf, dass Linksparteien als 
kleinere Partner der Sozialdemokratie die 
neoliberale Ausrichtung der EU kippen 

könnten. Diese Ho#nung entbehrt jeder 
Grundlage. In den vergangenen drei Jahr-
zehnten sind es die sozialdemokratischen 
Parteien gewesen, die in Europa Neolibe-
ralismus und Austerität ermöglicht haben. 
Und die Erpressung Griechenlands hat 
gezeigt, wo die Sozialdemokratie steht. 
An den vergangenen 15 Jahren Regierungs-
beteiligung von Linksparteien ist deutlich 
geworden: Ein Linksruck !ndet nicht statt. 
Zudem schwächten sie meist Bewegungen 
und Linksparteien.

Die Anpassung an institutionelle Real-
politik erfolgt im rasenden Tempo. Selbst 
an den Funktionsweisen alter und neuer 
linker Parteien und ihrem Verhältnis zu 
den Bewegungen ist viel weniger neu als o" 
angenommen. Weder gelingt es den neuen 
Parteiinitiativen noch den alten Linkspar-
teien eine Synthese herzustellen. Die alten 
Linksparteien können kaum überzeugen, 
während die neuen Linksparteien den 
alten Politikstil, inklusive Führungsge-
rangel, Top-down-Entscheidungen und 
Taktiererei übernehmen und so schnell den 
herkömmlichen Parteien ähnlich werden.

Moissei Ostrogorski, Gründer der Par-
teiensoziologie, stellte schon 1902 fest, 
dass demokratische Parteien eine nahezu 
pathologische Tendenz haben, sich in 
bürokratische und oligarchische Orga-
nisationen zu verwandeln (Ostrogorski 
1902). Dem liegt keineswegs ein Automa-
tismus zugrunde – die CUP (Candidatura 
d’Unidad Popular) in Katalonien und die 
Wahllisten in verschiedenen spanischen 
Städten gilt es diesbezüglich weiter zu 
beobachten –, dennoch entwickeln sich 
Parteien fast immer so. Die institutionelle 
Partizipation drängt zur Konstituierung 
als Partei, da sie die funktionalste Form für 
das System ist. Die Parteiform wiederum 
fördert Hierarchien, Autoritarismus und 
Repräsentation, da sie selbst Teil einer po-
litischen und institutionellen Architektur 
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ist, die auf Grundlage dieser Prinzipien 
funktioniert. Entsprechend groß ist der im-
manente Druck, sich diesen Mechanismen 
anzupassen. Der Anpassungsdruck wirkt 
auf Form und Inhalt. Die institutionelle 
Logik verleitet dazu, Mehrheiten im Status 
quo zu suchen (nahezu alle Parteien bean-
spruchen die Mehrheit zu repräsentieren), 
anstatt sie in Kämpfen um soziale Trans-
formation herzustellen. Die Realpolitik 
bahnt sich ihren Weg. Auch das ist keine 
alternativlose Entwicklung, aber eben sehr 
wirkungsmächtig, wie wir in Griechenland 
und Spanien sehen können.

Griechenland

Als größte Hoffnung der europäischen 
Linken galt Syriza. Das Resultat der ers-
ten EU-Linksregierung, die den Au!akt 
bilden sollte, die Austerität in der ge-
samten EU zurückzudrängen, ist jedoch 
sehr ernüchternd. Sicher, die Erpressung 
durch die EZB und EU, angetrieben von 
der deutschen Regierung, ist brutal. Die 
griechische Regierung kann fast nichts 
entscheiden, alles wird aus Brüssel vorge-
geben, inklusive Gesetzestexte, die das hel-
lenische Parlament absegnen muss. „"is 
is a coup!“ hieß es folgerichtig. Die sich 
daran anschließende Frage, warum sich die 
Linke für eine Marionettenregierung nach 
einem Coup hergeben sollte, wurde aber 
noch nicht beantwortet. So hat die Syriza-
Regierung ein Memorandum ermöglicht, 
das keine andere Regierung so widerstands-
los hätte unterzeichnen können. Dafür hat 
sich Tsipras über alle Wahlversprechen, 
das Referendumsergebnis und über alle 
innerparteilichen Entscheidungsgremien 
hinweggesetzt. Er berief Neuwahlen ein, 
verschob den Parteikongress und suchte 
die WahlkandidatInnen persönlich aus. 
Selbst der ehemalige Finanzminister Yanis 
Varoufakis bezeichnete das Vorgehen als 

„Verrat“ an der griechischen Bevölkerung, 
an den Nein-Stimmen beim Referendum 
und der eigenen Partei (The Guardian, 
22.8.2015).

Den Kurs mit Tsipras’ Wiederwahl zu 
rechtfertigen ist demokratisch bedenklich 
und schwer zu halten. Die Wahlbeteiligung 
sank 63,62 auf 56,7 Prozent (davon 2,4% 
ungültige oder leere Stimmzettel), so nied-
rig wie noch nie zuvor. In absoluten Stim-
men verlor Syriza 320.000 Stimmen und 
bekam 35,46 Prozent. Das Ergebnis unter-
scheidet sich aber qualitativ von den 36,34 
Prozent im Januar. Damals wurde gegen 
Austerität und für ein anderes gesellscha!-
liches Projekt gestimmt; im September 
wurde die weniger schlimme Austeritäts-
partei gewählt. Dass die Syriza-Abspaltung 
LAE (Laiki Enotita, Volkseinheit) mit nur 
2,86 Prozent den Einzug ins Parlament 
verpasste, lag nicht an einer plötzlichen 
Zustimmung zu Memoranden. Vielmehr 
versprühte die LAE von Beginn an kaum 
Anziehungskra!. Es ist eine weitere Par-
teigründung „von oben“ ohne Aussicht auf 
einen Wahlerfolg, was hingegen Syriza ja 
gerade so interessant gemacht hatte. An-
gesichts der Tatsache, eigentlich nur ein 
Glaubensbekenntnis abgeben zu können, 
entschieden sich viele GriechInnen dazu, 
gar nicht zu wählen oder pragmatisch eine 
konservative Nea-Dimokratia-Regierung 
zu verhindern.

Eine Analyse, die nur Prozentpunkte 
bei Wahlen zählt, verkennt die grundle-
genden gesellschaftlichen Verschiebun-
gen, die Syriza verursacht hat und die die 
Chancen für jedes linke Projekt rapide 
verschlechterten. Anstatt die Austeritäts-
front in der EU zum Wanken zu bringen, 
„hat es der Stab des Ministerpräsidenten 
mit einer erstaunlichen Mischung aus Il-
lusionen und bürgerlicher Europatümelei, 
Parteichef-Autokratie, Undurchsichtigkeit 
und Unwahrha!igkeit, undemokratischen 
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Machenscha!en und Unmoral gescha", 
SYRIZA als Partei in Stücke zu schlagen, 
die sozialen Bündnisse zu verlassen, einen 
großen Teil des ‘62 % OXI’ zu enttäuschen, 
einen Teil der Gesellscha! zu überzeugen, 
daß es keine Alternative gebe und der ein-
zige Weg die Memoranden seien; sie haben 
es gescha", objektive Bedingungen für die 
Stärkung der extremen Rechten zu scha#en 
und vor allem, die Ideen und die moralische 
Dominanz der Linken zu diskreditieren“ 
(Dyktio 2015).

Das Möglichkeitsfenster, welches sich 
im Januar 2015 ö#nete und mit dem OXI-
Sieg noch einmal aufgestoßen wurde, hat 
Syriza nicht genutzt. Es scheint, als sei das 
Referendum mit der Erwartung organisiert 
worden, es zu verlieren.1 Weitgehend unfä-
hig, eine Politik außerhalb der staatlichen 
Institutionen zu denken, hat Syriza jenseits 
des Referendums keine gesellscha!lichen 
Dynamiken in Gang gesetzt und zudem 
keinen „Plan B“ gehabt. Dabei wäre eine 
Radikalisierung und gesellschaftliche 
Mobilisierung notwendig gewesen, um 
den Druck auf die EU zu erhöhen und die 
gesellscha!lichen Bedingungen für einen 
Grexit oder eine andere $nanzpolitische 
Maßnahme herzustellen. Dafür hätte sich 
Syriza auf eine gesellscha!liche Dynamik 
einlassen müssen, die nicht mehr unter der 
Leitung von Partei und Institutionen steht 
und unkontrollierbar werden kann. Das 
widerspricht der Logik von systemimma-
nenten Parteien und dieser Weg ist nur sehr 
selten eingeschlagen worden, etwa in Vene-
zuela mit Hugo Chávez. Tsipras hatte hin-
gegen, wie es ein Aktivist aus %essaloniki 

1 Eine ähnliche Vermutung äußert auch 
Jannis Milios, der bis Frühjahr 2015 
Chefökonom bei Syrizsa war. Vgl. ht-
tps://www.jacobinmag.com/2015/07/
tsipras-euro-merkel-debt-grexit/, Zugri#: 
25.102015.

mir gegenüber ausdrückte, mehr Angst vor 
der eigenen Bevölkerung als vor der Troika. 
Nur hatte Syriza zuvor genau das Gegenteil 
vorgegeben: Im Vorfeld wurden viele For-
derungen der Bewegungen vertreten, die 
Existenz eines Plan B wurde mehrmals ver-
kündet, während eine Unterzeichnung des 
Memorandums kategorisch ausgeschlossen 
wurde.

Eine Alternative zur Austerität ist nur 
mit einem Mindestmaß an Lenkungs- und 
Eingri#smöglichkeiten in die Finanz- und 
Währungspolitik möglich. Dies kann 
kaum im Rahmen des Euro geschehen. Ist 
aber ein Grexit nicht begleitet von radika-
len Eingri#en der Regierung und einer all-
gemeinen Mobilisierung der Bevölkerung, 
führt er zu einer größeren Ungleichvertei-
lung. Das Argument, ein Grexit würde eine 
ökonomische Katastrophe bedeuten, blen-
det aus, dass diese längst da ist: Der produk-
tive Apparat ist weitgehend zusammenge-
brochen und große Teile der Bevölkerung 
können ihre Grundbedürfnisse (Nahrung, 
Gesundheit) nicht befriedigen. Während 
die Umsetzung der Memoranden die Situ-
ation weiter verschlechtert und zementiert, 
hätte ein Grexit zumindest eine andere 
Option erö#net. Eine andere Möglichkeit 
wäre gewesen, als Regierung zurückzu-
treten und sich am Widerstand gegen die 
Memoranden zu beteiligen. Wenn keine 
Möglichkeit zur Gestaltung besteht, sollen 
die Verursacher des Desasters ihre tödliche 
Medizin selbst anbringen. Selbstverständ-
lich gibt es auch hier keine Erfolgsgarantie. 
Doch angesichts der Alternativlosigkeit 
war eine Flucht nach vorne die einzige 
Option. Dazu war die Syriza-Regierung 
nicht bereit. Sie verließ sich vollständig 
darauf, Kraft der besseren Argumente 
die Austeritätspolitik in trauter Runde in 
Brüssel kippen zu können und dann eine 
andere Politik im institutionellen Rahmen 
zu betreiben. Eine Strategie, die scheitern 
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musste: „Syriza musste kapitulieren, da sie 
sich auf einen aussichtslosen Kampf ein-
gelassen und den einzig gangbaren Weg 
verworfen hat: den Austritt aus Europa“ 
(Agamben 2015).

Der Bewegungslosigkeit der Regierung 
stand allerdings auch eine abwartende 
Haltung eines Großteils der Bevölkerung 
und der Bewegungen gegenüber, die kaum 
mobilisierten, auf Lösungen drängten oder 
Tatsachen scha!en – etwa durch massive 
Besetzungen von geschlossenen Betrieben 
oder andere Formen der gesellscha"lichen 
Aneignung. Diese Haltung ist auf Skepsis 
gegenüber Syriza ebenso zurückzuführen 
wie auf ho#nungsvolle Erwartungen. Viele 
Linke schwiegen auch, weil ö#entliche Kri-
tik an Syriza während der ersten Tsipras-
Regierung unter Linken als Tabu galt.

Während im Ausland die Euphorie 
bezüglich Syriza überwog, waren viele 
Bewegungslinke in Griechenland eher 
skeptisch, obwohl die meisten von ihnen 
im Januar 2015 für Syriza stimmten und 
im Juni für ein OXI im Referendum mobi-
lisierten. Der Hintergrund war, dass Syriza 
keine Neugründung war, sondern 2004 
als Wahlbündnis linker Splittergruppen 
und Parteien entstand, dominiert von der 
„sozialistischen“ Synaspismos. Bis 2009 lag 
ihr Stimmenanteil um die fünf Prozent. 
Als Bündelung linker Krä"e gegen Auste-
ritätspolitik, mit einem klaren ö#entlichen 
Bezug auf die Bewegungen und mit der Po-
sition, kein Memorandum zu unterzeich-
nen, konnte Syriza im Verlauf der Krise 
hohe Stimmengewinne verzeichnen. Doch 
trotz der ö#entlichen Positionierung war 
Syriza bereits einen langen Weg der An-
passung gegangen. Das Patentrezept zur 
Lösung der Krise lautet für Syriza ganz 
konventionell „Wirtschaftswachstum“. 
Der Horizont der Gesellschaftsorgani-
sation bleibt in der fordistischen Schein-
dichotomie Staat/Privat verhaftet. So 

erklärten Syriza-VertreterInnen den über 
50 autonomen Gesundheitskliniken, die 
in Griechenland angesichts des nahezu 
kollabierten öffentlichen Gesundheits-
systems Zehntausende versorgen, dass die 
Kliniken nicht mehr notwendig seien, 
wenn die ö#entliche Gesundheitsversor-
gung unter einer Syriza-Regierung wieder 
ordnungsgemäß funktioniere. Einmal 
an der Regierung tat Syriza nichts zur 
Unterstützung der besetzten und unter 
Arbeiterkontrolle produzierenden Fabrik 
Vio.Me., deren Gelände Ende 2015 ver-
steigert werden soll. Anstatt Dynamiken 
der Selbstverwaltung zu unterstützen und 
weitere Inbetriebnahmen durch Arbeite-
rInnen zu ermutigen, wurde dem seit zwei 
Jahren von den Beschä"igten besetzten 
und selbstverwalteten öffentlichen TV-
Sender ERT3 ohne Diskussion ein neues 
Direktorium vor die Nase gesetzt.

Das Verhältnis von Syriza zur Selbst-
organisierung war bereits vor Unterzeich-
nung des Memorandums nicht so rosig, wie 
häu$g im Ausland, etwa Deutschland, dar-
gelegt. Einerseits war Syriza keineswegs in 
allen Kämpfen und Bewegungen präsent; 
andererseits gab es in allen Bewegungen, in 
denen Syriza politisch oder personell be-
teiligt war, Kon%ikte altbekannter Natur. 
Seien es die selbstorganisierten Gesund-
heitskliniken oder die Kampagne gegen 
Wasserprivatisierung, sie alle beklagen 
Vereinnahmungsversuche von Syriza. Auf 
dem konkreten Terrain agierte Syriza nicht 
anders, als die Vorgängerparteien, die in 
Syriza fusionierten.

Die linken Debatten um einen Euro-
Austritt versus Griechenland als Baustein, 
um den EU-Austeritätskurs zu kippen, ge-
hen aber an der Realität vorbei. Der Grexit 
verfügt über keine gesellscha"lich relevante 
Unterstützung, während die Syriza-Regie-
rung Resultat gesellscha"licher Resignation 
und des Umsattelns der Eliten ist. Keine der 
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beiden Optionen verfügt über ein alternati-
ves gesellscha!liches Projekt und keine ist 
mit Bewegungen verbunden. Syriza ist nicht 
Teil einer europäischen Anti-Austeritäts-
front, sondern setzt EU-Austeritätspolitik 
um: Flughäfen und Häfen werden privati-
siert, Renten wurden gekürzt, das Rentenal-
ter auf 67 Jahre angehoben, Steuererleichte-
rungen für Bauern und Bäuerinnen werden 
abgescha". Eine Erhöhung der Steuern für 
VermieterInnen von Immobilien wurde 
jedoch aus einem Gesetzesentwurf wieder 
herausgestrichen. Sogar das Moratorium 
für Zwangsräumungen von Menschen, die 
dadurch ihre einzige Unterkun! verlieren 
(zu Beginn der Krisenjahre von konser-
vativen Regierungen eingeführt und stets 
verlängert), ließ Syriza auslaufen. Da spielt 
es keine Rolle, dass Syriza die Maßnahmen 
bedauert. In dieser Situation wirkt so man-
che unbeirrbare Unterstützung für Syriza 
denn auch wie ein religiöses Bekenntnis, 
das jeder materiellen Grundlage entbehrt, 
etwa wenn Negri Syriza und Tsipras noch 
im September 2015 als Teil der Anti-Aus-
teritätsfront angeführt sieht und fordert, 
dass ihnen „mehr Zeit gegeben werden soll“, 
denn wenn „ihm aufgezwungen wird, die 
Flughäfen zu privatisieren kann er sagen: 
dann verstaatliche ich die Häfen. Schreiben 
sie ihm vor das nationale Tari#ohnsystem zu 
ändern? Dann kann er vielleicht mit einem 
garantierten Grundeinkommen antworten“ 
(Negri 2015).

Spanien

Im spanischen Staat existierte bereits vor 
den großen Bewegungen (2011) eine 
Vielzahl landesweiter und regionaler 
Linksparteien, von denen Izquierda Unida 
(Vereinigte Linke, IU) die größte war. Mit 
Ab#auen der Bewegungen kam es zu einer 
Vielzahl landesweiter, regionaler und lo-
kaler Partei- und Wahllistengründungen. 

Diese gingen aus den Bewegungen hervor, 
womit sich die Situation von anderen 
Kontexten unterscheidet. Externe Beob-
achterInnen hofften zunächst auf einem 
massiven Stimmenzuwachs für IU. Doch 
die blieb mit Ergebnissen um zehn Prozent 
bei den EU-Wahlen 2014 weit hinter den 
eigenen Ergebnissen Mitte der 1990er 
Jahre zurück. Die Unterstützung von IU 
für die sozialistische Minderheitsregierung 
von José Luis Rodríguez Zapatero (April 
2004 bis April 2008) und die Beteiligung 
an sozialdemokratischen und konservativen 
Lokal- und Regionalregierungen nährten 
das Misstrauen. In Umfragen im Herbst 
2015 lag IU bei etwa vier bis sechs Prozent.

Entgegen verbreitetem Wunschdenken 
standen „Izquierda Unida, Gewerkschaf-
ten und 15-M“ nie in einem „produktiven 
Spannungsverhältnis“ (Candeias 2013: 
146). Die Bewegungen waren stets darauf 
bedacht, Distanz zu IU und den Gewerk-
schaften zu wahren. Dass die Basis der 
Gewerkscha!en viele Diskurse, Organi-
sations- und Aktionsformen der 15-M 
übernommen und dabei die Apparate der 
eigenen Organisation vor sich her getrieben 
hat, sollte nicht mit einer „strategischen 
Reorientierung der Gewerkscha!en“ (Can-
deias 2013: 145) verwechselt werden. Zum 
Teil organisiert sich die Gewerkscha!sbasis 
ausdrücklich nicht unter gewerkscha!li-
chem Banner. So stammen die Mitglieder 
der Iaio#autas2, eine RentnerInnengruppe, 
die vor allem durch Bankbesetzungen be-
kannt wurde, aus der sozialdemokratischen 
Gewerkscha! UGT (Unión General del 
Trabajo) und der IU-nahen Gewerkscha! 
CC.OO. (Comisiones Obreras). Und die 

2 Iaio#autas ist eine Anspielung auf „per-
ro#autas“, Gammler, wie die Presse einige 
der Protestiereden bezeichnet. „Iaio“ ist 
an yayo/yaya (Opi/Omi) angelehnt.
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als Mareas (Fluten) bekannten Bewegun-
gen im Bildungs- und Gesundheitssektor 
eigneten sich die Versammlungspraxis des 
15-M an, statt ihre Proteste gewerkscha!-
lich zu strukturieren.

Im Januar 2014 entstand Podemos („wir 
können“) infolge eines politischen Mani-
fests von Beteiligten an der Bewegung 
der Plätze. Es gründeten sich Basiszirkel, 
während die Leitung von Beginn an fest-
stand. Auf der Mitgliederversammlung im 
Oktober 2014 in der Vista-Alegre-Halle 
in Madrid nahm Podemos eine konventi-
onelle Parteistruktur an. Für die verschie-
denen Ämter standen zwei geschlossene 
Listen zur Wahl; der Vorschlag der Leitung 
gewann. Die Struktur von Podemos war, 
ebenso wie die strategische Ausrichtung, 
stets stark von oben geprägt. Bei den EU-
Wahlen im Mai 2014 erhielt Podemos fast 
acht Prozent und wurde viertstärkste Kra!. 
Nach diesem erfolgreichen Start stiegen 
die Umfragewerte weiter und erreichten 
zwischen November 2014 und Ende März 
2015 einen Höhepunkt, als gut ein Viertel 
der Befragten angaben, für Podemos stim-
men zu wollen. In einigen Umfragen war 
Podemos sogar stärkste Kra!, noch vor 
dem Partido Popular (PP). Doch von da 
an sank der Zuspruch zu Podemos wieder 
kontinuierlich und lag im Herbst 2015 bei 
nur noch 13 bis 16 Prozent.3

Podemos hat sich die Populismus-"e-
sen von Ernesto Laclau zu eigen gemacht 
und sich an Lateinamerika orientiert4 – 

3 http://www.electograph.com/p/electo-
graph-poll-of-polls.html

4 Populismus bietet für Laclau die Möglich-
keit, in Hegemoniekrisen und mit einer 
Dichotomisierung des sozialen Raums 
gegen das herrschende System einen brei-
ten Teil der Bevölkerung als kollektiven 
Akteur aufzubauen. Populismus ist ge-
prägt von einer charismatischen Führung 

auch wenn man sich aus wahltaktischen 
Gründen ständig von Venezuela distan-
ziert. Der Anpassungsdruck hinsichtlich 
Inhalt und Struktur wird bei Podemos 
besonders deutlich. Podemos Strategie ist, 
sich als Kra! zu präsentieren, die keine Ver-
bindung zum politischen Establishment 
hat und die nächsten Wahlen gewinnen 
kann. Dafür verortet Podemos sich in der 
Mitte und sucht dort nach Stimmen. Der 
Bewegungsvorschlag eines konstituieren-
den Prozesses, der auch den Beginn von 
Podemos prägte, ist von der Entscheidung 
verdrängt worden, den Verfassungsrahmen 
nicht zu verlassen. Podemos richtet seine 
politischen Positionen und Vorschläge an 
dem aus, was es im spanischen Kontext für 
kulturell und politisch akzeptiert hält. So 
wurde etwa aus dem „Nicht-Bezahlen der 
Schulden“ im Programm für die EU-Wah-
len im Mai 2014 das „Nicht-Bezahlen der il-
legitimen Schulden“ und im Oktober 2014 
schließlich die einvernehmliche „geordnete 
Restrukturierung“ der Schulden (Manetto 
2014). Diese Herangehensweise reduziert 
die Möglichkeiten sozialer Transformation 
drastisch und verkennt die Bedeutung ge-
sellscha!licher Dynamiken. Das Beispiel 
der Plattform der Hypothekengeschädig-
ten (PAH) mit ihrem Widerstand gegen 
Zwangsräumungen und den Besetzungen 
ganzer Wohnblöcke zeigt, dass es möglich 
ist, eigene Vorstellungen von Legitimität 
gesellscha!lich breit zu verankern, selbst 
gegen herrschende Legalität.

Doch der Bewegungscharakter von Po-
demos ver#og schnell. „Seit Vista Alegre 
leugnet sie in Diskurs und Vorgehen, was 
nach eigener Aussage die Quelle eigener 
unerbittlicher Protestenergie sein sollte: 

und einem radikal anti-oligarchischen 
bzw.Anti-Establishment-Diskurs (Laclau 
2005; 2014).
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die 2011 begonnene Bewegung des Auf-
standes der BürgerInnen. Weit weg ist der 
Ruf ‘Sie repräsentieren uns nicht’ […]. Sie 
ist schlagartig gealtert, sie hat sich transfor-
miert in eine funktionale Partei, integriert 
in die von der Transition geerbte instituti-
onelle Struktur, die sie in ihren Ursprün-
gen so drastisch hinterfragt hat. Sie hat die 
originäre Rebellion und Unerbittlichkeit 
durch einen spekulativen Gatopardismo 
[oberf lächliche Änderung bei der alles 
gleich bleibt; Anm.: D.A.] ersetzt. Dieser 
ist der Transparenz und Würdegebung der 
Politik, die sich ‘die Leute’ – an die sie [Po-
demos] so sehr appelliert hat – ersehnen, 
völlig fremd“ (Azcárate 2015). Zentralis-
mus, Reformismus und Personalismen prä-
gen mittlerweile auch Podemos. Politische 
und strategische Positionierungen werden 
von einigen wenigen ParteiführerInnen 
über die Massenmedien lanciert. Zugleich 
wird in den ö!entlichen Hahnenkämpfen 
zwischen IU- und Podemos-Spitzen nicht 
mit Disquali"zierungen gespart.

Bei den Wahlen zum katalanischen 
Parlament Ende September 2015 trat Pode-
mos gemeinsam mit der katalanischen IU-
Sektion und anderen Parteien an. Die Liste 
landete mit 8,94 Prozent auf dem vierten 
Platz. Die eigentliche Überraschung war 
die CUP mit 8,2 Prozent. Die CUP, die 
ihre Stimmen im Vergleich zur letzten 
Wahl fast verdreifachen konnte, ist links, 
dezidiert antikapitalistisch und für die Un-
abhängigkeit Kataloniens. Sie funktioniert 
über Versammlungen und erklärt: „Unser 
institutionelles Engagement soll niemand 
anderes repräsentieren als die organisierten 
Leute“ (Diagonal 2015). So wird sie auch 
von den WählerInnen verstanden. „Die 
CUP repräsentiert uns nicht, weil niemand 
uns repräsentiert. Sie ist nicht die Avant-
garde, noch der Transmissionsriemen der 
Bewegungen. Sie ist einfach Teil der Bewe-
gungen“ (Diagonal 2015).

Der CUP gelang es, die bürgerlich-nati-
onalistische Bewegung Kataloniens, die ei-
nen Unabhängigkeitsprozess im Einklang 
mit dem Spanischen Zentralstaat wollte, zu 
einer Position zu bringen, die sich erklärt 
ungehorsam versteht. Anfang November 
2015 wird im katalanischen Parlament mit 
den Stimmen der CUP der Weg zur Unab-
hängigkeit beschlossen werden, verknüp# 
mit der Erklärung, die Entscheidungen 
spanischer Verfassungsgerichte nicht an-
zuerkennen. Dieser o!ene Bruch mit der 
autoritären Spanischen Verfassung und 
der Unabhängigkeitsprozess könnten eine 
Dynamik auslösen, in der große Chancen 
sozialer Transformation stecken.

Die Erklärung von IU und Podemos, 
es sei „nationalistisch“ und nicht „sozial“ 
gewählt worden, ist zu einfach: Die soziale 
Programmatik der CUP ist radikaler als 
die von Podemos und IU und ihre Veran-
kerung in den sozialen Kämpfen stärker. 
Die CUP ist auch als konsequent basispo-
litisch und antiinstitutionell bekannt und 
betrieb kaum Wahlkampfaufwand. Die 
Reaktion der Führung von Podemos und 
IU zeigt, wie schnell Podemos die Partei-
attitüde angenommen hat, mit der auch 
IU immer wieder unangenehm au!ällt: 
Schuld sind immer die anderen, wenn es 
nicht so läuft, wie es die Parteiführung 
vorgesehen hat. Derartige Vorgehenswei-
sen verursachen in Podemos immer wieder 
Dissens, Kon$ikte und Austritte. In Kata-
lonien trat in Ablehnung der Analyse der 
Parteiführung ein Viertel der regionalen 
Leitung zurück, die Vorsitzende mitein-
geschlossen. Und während die Nummer 
zwei von Podemos, Íñigo Errejón, die 
einseitige Erklärung des katalanischen 
Parlaments, einen Weg in Richtung Un-
abhängigkeit einzuschlagen, als „inakzep-
tabel“ bezeichnete, stimmten sechs der elf 
katalanischen Podemos-Abgeordneten für 
die neue Parlamentspräsidentin, die zu 
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den UnabhängigkeitsbefürworterInnen 
gehört. In Galizien wurde eine kritische 
Strömung konstituiert, die eine Rückbe-
sinnung auf die ursprünglichen Werte und 
Inhalte sowie die Wiederbelebung der Ba-
sisversammlungen fordert.

Eine unterschiedliche institutionelle 
Strategie haben andere Teile der Bewe-
gungen eingeschlagen. Für die Kommu-
nalwahlen Ende Mai 2015 setzten sie auf 
breite linke Bündnisse von unten. Die 
Listen erzielten nirgendwo die Mehrheit, 
wurden aber in wichtigen Städten zur ers-
ten oder zweiten Kra! (hinter der rechten 
Partido Popular), was den Weg für linke 
Koalitionen oder Minderheitsregierun-
gen ö"nete, die von den Listen angeführt 
wurden. Barcelona, Madrid, A Coruña, 
Badalona, Cádiz, Pamplona, Santiago de 
Compostela und Zaragoza haben seitdem 
sogenannte Rathäuser des Wechsels.

In Barcelona trat Ada Colau, ehema-
lige Sprecherin der Plattform der Hypo-
thekengeschädigten (PAH), für die Liste 
Barcelona en Comú (Barcelona Gemein-
sam) an. BComú besteht aus der Initiative 
Guanyem Barcelona, den katalanischen 
Grünen, der katalanischen IU, Podemos 
und weiteren Parteien und Initiativen. 
BComú wurde mit 25,2 Prozent erste 
Kraft und Colau mit den Stimmen der 
katalanischen PSOE, der katalanischen 
sozialdemokratischen ERC und der CUP 
zur Bürgermeisterin gewählt. Die neue 
Stadtverwaltung traf gleich verschiedene 
aufsehenerregende Entscheidungen. Dazu 
gehörte der Rückzug der Bewerbung für 
die Olympischen Winterspiele 2026 aus 
ökologischen und sozialen Gründen, ein 
einjähriges Moratorium für Lizenzen für 
Hotels und Ferienwohnungen, die Ent-
fernung der Büste des Königs Juan Carlos 
aus dem Plenarsaal des Rathauses und die 
symbolische Erklärung gegen das TTIP. 
Zudem wurde verkündet, dass Barcelona 

eine „Stadt der Zu#ucht“ sei. Es wurden 
10 Millionen Euro Sondermittel für die 
Betreuung von Flüchtlingen bereitgestellt, 
Solidaritätsgruppen und die Koordination 
bekommen ö"entliche Unterstützung. Das 
waren alles Forderungen der Bewegungen.

Eine Untersuchung zu der Umsetzung 
des Wahlprogramms nach den ersten 120 
Tagen Amtszeit stellt fest: „BComú hat 11 
der 35 im Sofortplan enthaltenen Maßnah-
men umgesetzt und 60% des Programms in 
die Wege geleitet, aber wichtige soziale As-
pekte sind noch ausstehend“ (Casellas et al. 
2015). Darunter $nden sich auch einige der 
Kernthemen von BComú, wie partizipative 
Stadtverwaltung, bezahlbarer Wohnraum 
und der Stopp von Wohnimmobilienpfän-
dungen. Ein Tre"en von Colau mit diver-
sen Finanzinstituten blieb ergebnislos. 
Der Sprecher der PAH, Carlos Macías, 
erinnert die ehemalige PAH-Sprecherin 
und heutige Bürgermeisterin: „An den 
guten Willen der Finanzinstitutionen zu 
appellieren, hat sich als völlig unwirksam 
erwiesen“ (ebd.).

Indes sieht es sechs Wochen vor den Par-
lamentswahlen vom 20. Dezember 2015 
aus, als würden zwei linke Wahllisten an-
treten – eine breitere um Podemos und eine 
kleinere um IU. Damit ist ein linker Wahl-
sieg noch unwahrscheinlicher geworden. 
Hinzu kommt der Aufschwung der rechten 
Partei Ciudadanos (Bürger). 2006 in Barce-
lona als wirtscha!sliberale Regionalpartei 
gegen die Unabhängigkeitsbestrebungen 
Kataloniens gegründet, kandidiert Ciu-
dadanos in ganz Spanien und präsentiert 
sich als frische und unverbrauchte Kra!, 
gegen Korruption und bürgernah. Mit 
einer ähnlichen Strategie wie Podemos 
wurde Ciudadanos zum neuen Projekt der 
spanischen Eliten. In Umfragen stieg die 
Zustimmung ab Ende 2014 kontinuierlich, 
und im Herbst 2015 überholte Ciudadanos 
Podemos. Eine Anti-Austeritätsregierung 
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wird aus den Wahlen sicher nicht hervor-
gehen. Das 2011 erö!nete Möglichkeits-
fenster ist geschlossen.

Einige Schlussfolgerungen

Die erho"e Verdichtung in der Partei funk-
tioniert nicht: In Spanien wurden mehr Par-
teien gegründet, als es Bewegungen gab und 
in Griechenland, im Augenblick der einzige 
EU-Staat mit einer Linkspartei-Regierung, 
haben die meisten Bewegungen mit Syriza 
gebrochen, nachdem das Memorandum 
unterzeichnet wurde. Die erste und bisher 
einzige vermeintliche Anti-Austeritätsre-
gierung setzt die Austerität um, während 
ansonsten keine weitere Anti-Austeritätsre-
gierung in Sicht ist. Daher ist auch der Be-
gri! „Mosaiklinke“ (Candeias 2010; Urban 
2010) problematisch. Ein Mosaik ergibt ein 
Gesamtbild. Parteien und Selbstorganisie-
rung ergeben aber kein Gesamtbild, oder 
bestenfalls eines, das Strukturalismus und 
Expressionismus vereinen will. Ebenso 
problematisch ist eine Aufgabenteilung 
zwischen Parteien und Bewegungen, wie 
sie etwa Kleine (2012) formuliert. Par-
teien und Selbstorganisierung folgen einer 
gegensätzlichen Logik. Parteien wie Insti-
tutionen fußen auf der Plan- und Quanti-
#zierbarkeit sozialer Prozesse. Bewegungen 
und Selbstorganisierung leben wesentlich 
vom Moment der Unvorhersehbarkeit, 
der Nicht-Planbarkeit, und ein großer Teil 
der Transformationen, wie etwa die der 
sozialen Beziehungen, sind nicht quanti-
#zierbar. Nur so können sie etwas Neues 
erscha!en. Parteien und Institutionen, vor 
allem nationaler Reichweite, tendieren zur 
Homogenisierung und zu arithmetischen 
Kompromissen, während Bewegungen 
und Selbstorganisierung der vergangenen 
20 Jahre die Differenz und gemeinsame 
Prozesse zur Grundlage ihrer Produktivität 
hatten. Und während direkte Demokratie, 

Partizipation und eine radikale Gleichheit 
der Beteiligten die Matrix der Bewegungen 
sind (Azzellini 2013; 2014; Sitrin/Azzel-
lini 2014), tendieren Parteien eher zum 
Gegenteil.

Es erscheint daher sinnvoller, das 
Verhältnis zwischen institutionalisierten 
Politikformen und Selbstorganisierung 
von vorneherein als eines zu denken, das 
antagonistisch ist und dessen Produkti-
vität aus einem Spannungsverhältnis von 
Kooperation und Kon$ikt erzeugt wird. 
Es ist kein Verhältnis, in dem sich Parteien 
und Bewegungen gegenseitig ergänzen und 
es kann auch keine Synthese geben, da die 
Di!erenz immer erhalten bleibt. Zudem 
teilt die Vorstellung der Synthese oder 
Verdichtung der Partei automatisch eine 
übergeordnete Bedeutung zu. Die Dyna-
mik von Kon$ikt und Kooperation eignet 
sich auch in Situationen zur Analyse, in 
denen die Partei oder die Institution aus 
den Bewegungen kommt, wie im Fall von 
Barcelona und der PAH deutlich wird. 
Leider überwiegt in den meisten Ländern 
der Kon$ikt gegenüber der Kooperation.

Die interessantesten institutionellen 
Ansätze sind bisher die lokalen Wahllisten 
in Spanien und die CUP in Katalonien, die 
gar nicht den Anspruch haben, eine Syn-
these herzustellen oder sich zu politischen 
Prozessen zu verdichten. Beide Ansätze ste-
hen vor harten Bewährungsproben, die ihre 
Glaubwürdigkeit und die Unterstützung 
für sie schnell erodieren lassen können. 
Die CUP unterstützt eine nationalistische 
Regierung, um einseitig einen Unabhän-
gigkeitsprozess in die Wege zu leiten. Die 
CUP und die Linke werden sowohl gegen 
den Spanischen Zentralstaat wie auch ge-
gen die katalanische Bourgeoisie kämpfen 
müssen, aber es ö!net sich durchaus ein 
Möglichkeitsfenster. Die CUP hat mit ih-
rer Strategie, sich an sozialen Kämpfen und 
Ungehorsam zu beteiligen und auf einen 
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Bruch mit der konstitutionellen Ordnung 
zu drängen, sowie ihrer Mitarbeit in den 
Institutionen gezeigt, wie eine solche ins-
titutionelle Mitarbeit Möglichkeitsfenster 
für Veränderung ö!nen kann. 

Mit den linken Wahllisten in den 
Städten ist auf lokaler Ebene gelungen, 
was landesweit kaum erkennbar ist: eine 
produktive Kooperation zwischen fast al-
len linken Gruppen und Parteien und eine 
breite Beteiligung lokaler Initiativen. Die 
KandidatInnen wurden in Primärwahlen 
ermittelt und das Programm demokratisch 
von unten erarbeitet. Auf der lokalen Ebene 
hat sich die Kooperation als einfacher 
erwiesen als auf nationaler Ebene. Nun 
müssen die linken Stadtverwaltungen (fast 
alles Minderheitsregierungen) noch unter 
Beweis stellen, dass sie eine grundlegende 
Alternative darstellen und eine Antwort 
auf die von ihnen kritisierten strukturellen 
Probleme und auf die mangelnden Parti-
zipationsmöglichkeiten in der Gestaltung 
der Stadtpolitik haben. Es wird wichtig 
sein, dass sie sich ihrer Ursprünge und der 
Kreativität des 15-M erinnern. Allein im 
institutionellen Rahmen ist keine wirkli-
che Veränderung möglich.

Und hier wird in Spanien ein weiteres 
Dilemma deutlich: die Parteigründungen 
und Wahllisten, die Wahlkampfaktivitä-
ten und die Übernahme institutioneller 
Posten haben zu einer allgemeinen Ab-
nahme von Bewegungsaktivitäten geführt. 
Alle Ho!nungen konzentrieren sich auf 
Wahlen. Für gesellscha"liche Veränderun-
gen ist aber gesellscha"liche Mobilisierung 
notwendig. Nicht nur, um auch auf linke 
Parteien und Verwaltungen Druck auszu-
üben, sondern vor allem um gesellscha"li-
che Krä"everhältnisse zu verschieben und 
so Räume für eine andere Politik zu ö!nen. 
Es besteht die Gefahr des „Trugschlusses 
des Politischen“: „Das ist die Vorstellung, 
dass eine politische Rekon#guration durch 

irgendeine Art politischer Repräsentation 
einen radikalen Wechsel in den sozialen 
Beziehungen und in den Systemen sozialer 
Reproduktion generieren und aufrechter-
halten kann.“ (De Angelis 2014).

Die Parteiform, auf die mitunter un-
geduldig gedrängt wurde, hat nicht das 
Problem gelöst, dass es bisher noch nicht 
gelungen ist, die verschiedenen gesell-
scha"lichen Kämpfe in einem alternati-
ven Gesellscha"sprojekt zu vereinen. Die 
neuen Formen können nur von unten, 
aus der Praxis heraus, entwickelt werden. 
Die Partei oder Wahlliste kann sie nicht 
ersetzen. In Griechenland ist es nun die 
einzige Alternative zur Resignation. Dort 
bilden die selbstorganisierten Netzwerke 
und Aktivitäten die Grundlage, indem sie 
antikapitalistische Gemeingüter (Com-
mons) schaffen: Von den über 50 auto-
nomen Solidaritätskliniken, über neue 
Genossenscha"en, Tauschringe, urbanen 
Gärten, besetzten Betriebe, Basisgewerk-
schaften und Stadtteilorganisierung bis 
zu den vielen anderen Initiativen, die den 
Menschen das Überleben auf kollektive 
und solidarische Weise ermöglichen. Das 
sind die derzeitigen Alternativen zum ge-
sellscha"szersetzenden „Alle gegen alle“ 
von Kapitalismus und Austerität. Von dort 
aus muss auch der gesellscha"liche und po-
litische Kon$ikt organisiert werden. Das 
klingt bescheiden, doch diese Initiativen 
und Netzwerke haben um ein Vielfaches 
mehr getan, um der griechischen Bevölke-
rung eine Antwort im Alltag zu geben und 
zugleich eine andere Form gesellscha"li-
cher Organisation sichtbar zu machen, als 
Syriza an der Regierung.
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